
Für  "Freiheit  und  Demokratie"
in Syrien – und weiter?

Syrische  Demonstranten  geraten  in
Konflikt mit der Staatsgewalt.

Der syrischen Regierungsarmee gelingt es nicht, den Massenaufstand gegen
die  Al-Assad-Dynastie  niederzuschlagen.  Seit  einem  Jahr  kämpfen
hunderttausende gegen die jahrzehntelange Gewaltherrschaft, Massenarmut
und eine Führungsclique, die sich bereichert, indem sie die Ölreserven des
Landes an die Imperialisten verscherbelt.

Teile  der  Armee  sind  desertiert  und  haben  sich  in  Widerstandsgruppen
organisiert, u.a. der „Freien Syrischen Armee“. Dass der Aufstand seit einem
Jahr andauert und trotz tausenden Opfern weitergeht, ist jedoch nur durch
die Unterstützung durch die Masse der Jugendlichen, Lohnabhängigen und
Prekären möglich, die den Bewaffneten Schutz und Unterstützung geben.

Das  reaktionäre  Assad-Regime
versucht  mit  massivem  Terror  und
mi l i tär i schen  Angr i f fen  den
Widerstand  auszubluten.

Die  Lage  ist  extrem  zugespitzt:  durch  Belagerung  und  vollständige
Vernichtung von Homs versucht das Regime, den Widerstand zu brechen und
die Massen zur Resignation zu bringen – denn diese Taktik hat bereits einmal
funktioniert. Vor genau 30 Jahren hatte die Regierungsarmee einen Aufstand
in  Homs  niedergeschlagen  und  anschließend  ein  gewaltiges  Massaker
angerichtet, um die Möglichkeit des Sturz der Diktatur in den Köpfen der
AktivistInnen  vollständig  zu  zerschlagen.  Eine  neue  Generation  musste
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geboren werden, um den selben Kampf von neuem zu beginnen – mit Wissen
um den hohen Einsatz, aber ohne eigene Erfahrung des blutigen Terrors.
Nun stellt  sich  die  Frage,  ob  die  heutige  Revolution  in  einem erneuten
Trauma für die Unterdrückten endet oder vielmehr in der Zerschlagung der
Diktatur und damit ein Vorbild und neuer Anschub der Umwälzungen in
anderen Ländern.

Die Revolution in Syrien wie in Ägypten, Libyen und Tunesien sind Reaktion
nicht  nur  auf  jahrzehntelange  Diktatur  und  Unterdrückung,  sondern
wesentlich  durch  die  Auswirkungen  der  kapitalistischen  Krise  und  die
Schwäche des US-Imperialismus bestimmt: Nahrungsmittelkrise, Anwachsen
der Massenarmut und Prekarisierung vor allem von Jugendlichen haben seit
2007 Proteste und Widerstand u.a. in Ägypten provoziert, die zum Ausbruch
der  Revolutionen  beigetragen  haben.  Andererseits  wurde  in  den  letzten
Jahren offensichtlich, dass der Versuch des US-Imperialismus, den Nahen
und Mittleren Osten militärisch zu unterwerfen – wie in Irak und Afghanistan
–  eher  gescheitert  ist  und  weitere  imperialistische  Invasionen
unwahrscheinlich  sind.  Ein  weiterer  Versuch der  Bodeninvasion  erschien
bspw. in Libyen zu riskant.

Russland  und  China  lehnen  eine
imperialistsiche  Intervention  nicht
im  Sinne  der  Arbeiterklasse,  der
Jugend  und  Armen  Bevölkerung  in
Syrien  ab.  Ihre  -  von  einigen
Stalinisten gar  als  linkes  Verhalten
gedeutete  -  Verweigerung  im  UN
Sicherheitsrat  für  Sanktionen  lässt
sich  nicht  auf  Pazifismus,  sondern
auf  taktische  und  strategische
Erwägungen  im Sinne  des  eigenen
Imperialismus, erklären.

Die Imperialisten in Europa und USA sind dazu übergegangen, ein „Ende der
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Gewalt“ und „friedlichen Übergang zur Demokratie“ zu fordern – freilich
ohne zu erklären, dass sie selbst jahrzehntelang an der Unterdrückung in
Syrien und der Ausbeutung der Massen dort  mitgewirkt und mitverdient
haben. Das Assad-Regime nun fallen zu lassen, ist lediglich ein taktischer
Zug, mit dem sie sich für den Fall eines Sieges der Revolution schon mal
beliebt machen wollen. Andere Mächte wie der Chinesische Imperialismus
oder Russland dagegen stehen weiter auf Seite des Regimes, da ihr Einfluss
dort  im Falle  der erfolgreichen Revolution gefährdet wäre.  Für uns sind
Imperialisten wie USA, Deutschland oder Frankreich niemals Verbündete im
Kampf  gegen  Unterdrückerregime  –  ein  Sturz  Assads  durch  eine
imperialistische  Invasion  bspw.  würde  nicht  der  Revolution  zum  Sieg
verhelfen,  sondern  eine  neue,  imperialistische  Herrschaft  über  das  Land
begründen – daher lehnen wir jeden imperialistischen Angriff ab – egal, mit
welch hohen „moralischen Werten“ er begründet wird.

Syrische Milizen - sollten Seite an Seite
mit  Freiwilligenverbänden  aus  Libyen
oder Ägypten kämpfen.

Wir  müssen  auch  derartige  Illusionen,  die  teilweise  in  den  arabischen
Ländern vorhanden sind,  offenlegen. Um Unterdrückerregime zu stürzen,
sollte  man  nicht  um  die  Hilfe  anderer  Unterdrücker  bitten  –  vielmehr
verdient die syrische Revolution die uneingeschränkte Unterstützung durch
die unterdrückten Klassen der Welt und der anderen Länder des arabischen
Frühlings! Die Rebelleneinheiten z.B. in Libyen sollten Freiwilligenverbände
zur  Unters tü tzung  der  syr i schen  Massen  entsenden ,  d ie
ArbeiterInnenbewegung  der  Welt  sollte  jede  mögliche  materielle  und
personelle  Hilfe  bieten.

Dabei kritisieren wir aufs Schärfste jene „linken“ Kräfte u.a. in Deutschland,
die aufgrund der phrasenhaften und verlogenen verbalen „Unterstützung“
der  Imperialisten  meinen,  der  Aufstand  sei  doch  eigentlich  eine
imperialistische Verschwörung gegen Syrien. Wir verteidigen zwar jederzeit
ein unterdrücktes, d.h. halbkoloniales Land gegen imperialistische Angriffe –
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doch einen solchen Massenaufstand als  „imperialistische Provokation“ zu
denunzieren, stellt die Dinge auf den Kopf: Nicht die Imperialisten haben den
Aufstand ausgelöst – sie versuchen vielmehr, die stattfindende Revolution zu
vereinnahmen – mit dem Ziel, dass sie nach Al-Assads Sturz stoppt, und nicht
etwa  die  imperialistischen  Investitionen  enteignet  oder  gar  den
revolutionären  Flächenbrand  in  Arabien  neu  entfacht.

Letztendlich  bestehen  auch  politische  Widersprüche  innerhalb  der
verschiedenen Oppositionsgruppen und -strömungen.  Der Syrian National
Council ist ein Zusammenschluss vor allem im Ausland lebender Unterstützer
und handelt hauptsächlich von Istanbul aus. Er unterstützt die Einrichtung
z.B. von UN-Sicherheitszonen und fordert den Rückzug der syrischen Armee,
bietet aber keinerlei Perspektive zur Erringung der Macht durch die Massen
– und ist daher ein optimaler Bündnispartner für die Imperialisten, um die
Revolution zu kanalisieren. Andererseits gibt es das National Coordination
Committe for Democratic  Change,  das sich eindeutig gegen militärisches
Eingreifen  der  Imperialisten  ausspricht,  jedoch  sowohl  linke  als  auch
bürgerliche  bzw.  nationalistische  Kräfte  vereinigt.

Wir meinen, das Ziel der syrischen Revolution muss die Erringung der Macht
durch  die  unterdrückten  Klassen,  d.h.  Lohnabhängige,  BauerInnen,
Arbeitslose und prekäre Jugendliche sein. Die politische Perspektive dieser
Revolution sollte nicht nur der Sturz der Assad-Herrschaft sein – vielmehr
wird  nur  die  Nationalisierung der  Wirtschaft  und deren  Kontrolle  durch
Arbeiter-  und  Bauernräte,  Stadtteilkommitees  u.ä.  die  grundlegenden
Probleme, Massenarmut und imperialistische Einflussnahme beenden können
– denn die selbstherrliche Führungsclique um Al-Assad ist letztlich nicht der
Ursprung  der  Unterdrückung,  sondern  v.a.  ein  Vermittler  zwischen
verschiedenen Ausbeuterklassen: den imperialistischen auf der einen und der
schwachen,  kleinen  syrischen  Kapitalistenklasse  auf  der  anderen  Seite.
Obwohl diese keinesfalls die selben Interessen vertreten, sind sie sich einig,
dass  die  lohnabhängigen  Massen  und  andere  unterdrückte  Schichten
weiterhin  unterdrückt  und  lohnabhängig  bleiben  sollen.  Eine  wirkliche
Perspektive  zur  Befreiung  der  syrischen  ArbeiterInnen  und  Armen  kann
daher  nur  eine  klassenkämpferische,  revolutionäre  Bewegung geben,  die



nicht  bei  Teilzielen  halt  macht,  sondern  den  Arabischen  Frühling  zum
Frühling des sozialistischen Umsturzes macht.

Für  "Freiheit  und  Demokratie"
in Syrien – und weiter?

Syrische  Demonstranten  geraten  in
Konflikt mit der Staatsgewalt.

Der syrischen Regierungsarmee gelingt es nicht, den Massenaufstand gegen
die  Al-Assad-Dynastie  niederzuschlagen.  Seit  einem  Jahr  kämpfen
hunderttausende gegen die jahrzehntelange Gewaltherrschaft, Massenarmut
und eine Führungsclique, die sich bereichert, indem sie die Ölreserven des
Landes an die Imperialisten verscherbelt.

Teile  der  Armee  sind  desertiert  und  haben  sich  in  Widerstandsgruppen
organisiert, u.a. der „Freien Syrischen Armee“. Dass der Aufstand seit einem
Jahr andauert und trotz tausenden Opfern weitergeht, ist jedoch nur durch
die Unterstützung durch die Masse der Jugendlichen, Lohnabhängigen und
Prekären möglich, die den Bewaffneten Schutz und Unterstützung geben.

Das  reaktionäre  Assad-Regime
versucht  mit  massivem  Terror  und
mi l i tär i schen  Angr i f fen  den
Widerstand  auszubluten.

Die  Lage  ist  extrem  zugespitzt:  durch  Belagerung  und  vollständige
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Vernichtung von Homs versucht das Regime, den Widerstand zu brechen und
die Massen zur Resignation zu bringen – denn diese Taktik hat bereits einmal
funktioniert. Vor genau 30 Jahren hatte die Regierungsarmee einen Aufstand
in  Homs  niedergeschlagen  und  anschließend  ein  gewaltiges  Massaker
angerichtet, um die Möglichkeit des Sturz der Diktatur in den Köpfen der
AktivistInnen  vollständig  zu  zerschlagen.  Eine  neue  Generation  musste
geboren werden, um den selben Kampf von neuem zu beginnen – mit Wissen
um den hohen Einsatz, aber ohne eigene Erfahrung des blutigen Terrors.
Nun stellt  sich  die  Frage,  ob  die  heutige  Revolution  in  einem erneuten
Trauma für die Unterdrückten endet oder vielmehr in der Zerschlagung der
Diktatur und damit ein Vorbild und neuer Anschub der Umwälzungen in
anderen Ländern.

Die Revolution in Syrien wie in Ägypten, Libyen und Tunesien sind Reaktion
nicht  nur  auf  jahrzehntelange  Diktatur  und  Unterdrückung,  sondern
wesentlich  durch  die  Auswirkungen  der  kapitalistischen  Krise  und  die
Schwäche des US-Imperialismus bestimmt: Nahrungsmittelkrise, Anwachsen
der Massenarmut und Prekarisierung vor allem von Jugendlichen haben seit
2007 Proteste und Widerstand u.a. in Ägypten provoziert, die zum Ausbruch
der  Revolutionen  beigetragen  haben.  Andererseits  wurde  in  den  letzten
Jahren offensichtlich, dass der Versuch des US-Imperialismus, den Nahen
und Mittleren Osten militärisch zu unterwerfen – wie in Irak und Afghanistan
–  eher  gescheitert  ist  und  weitere  imperialistische  Invasionen
unwahrscheinlich  sind.  Ein  weiterer  Versuch der  Bodeninvasion  erschien
bspw. in Libyen zu riskant.

Russland  und  China  lehnen  eine
imperialistsiche  Intervention  nicht
im  Sinne  der  Arbeiterklasse,  der
Jugend  und  Armen  Bevölkerung  in
Syrien  ab.  Ihre  -  von  einigen
Stalinisten gar  als  linkes  Verhalten
gedeutete  -  Verweigerung  im  UN
Sicherheitsrat  für  Sanktionen  lässt
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sich  nicht  auf  Pazifismus,  sondern
auf  taktische  und  strategische
Erwägungen  im Sinne  des  eigenen
Imperialismus, erklären.

Die Imperialisten in Europa und USA sind dazu übergegangen, ein „Ende der
Gewalt“ und „friedlichen Übergang zur Demokratie“ zu fordern – freilich
ohne zu erklären, dass sie selbst jahrzehntelang an der Unterdrückung in
Syrien und der Ausbeutung der Massen dort  mitgewirkt und mitverdient
haben. Das Assad-Regime nun fallen zu lassen, ist lediglich ein taktischer
Zug, mit dem sie sich für den Fall eines Sieges der Revolution schon mal
beliebt machen wollen. Andere Mächte wie der Chinesische Imperialismus
oder Russland dagegen stehen weiter auf Seite des Regimes, da ihr Einfluss
dort  im Falle  der erfolgreichen Revolution gefährdet wäre.  Für uns sind
Imperialisten wie USA, Deutschland oder Frankreich niemals Verbündete im
Kampf  gegen  Unterdrückerregime  –  ein  Sturz  Assads  durch  eine
imperialistische  Invasion  bspw.  würde  nicht  der  Revolution  zum  Sieg
verhelfen,  sondern  eine  neue,  imperialistische  Herrschaft  über  das  Land
begründen – daher lehnen wir jeden imperialistischen Angriff ab – egal, mit
welch hohen „moralischen Werten“ er begründet wird.

Syrische Milizen - sollten Seite an Seite
mit  Freiwilligenverbänden  aus  Libyen
oder Ägypten kämpfen.

Wir  müssen  auch  derartige  Illusionen,  die  teilweise  in  den  arabischen
Ländern vorhanden sind,  offenlegen. Um Unterdrückerregime zu stürzen,
sollte  man  nicht  um  die  Hilfe  anderer  Unterdrücker  bitten  –  vielmehr
verdient die syrische Revolution die uneingeschränkte Unterstützung durch
die unterdrückten Klassen der Welt und der anderen Länder des arabischen
Frühlings! Die Rebelleneinheiten z.B. in Libyen sollten Freiwilligenverbände
zur  Unters tü tzung  der  syr i schen  Massen  entsenden ,  d ie
ArbeiterInnenbewegung  der  Welt  sollte  jede  mögliche  materielle  und
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personelle  Hilfe  bieten.

Dabei kritisieren wir aufs Schärfste jene „linken“ Kräfte u.a. in Deutschland,
die aufgrund der phrasenhaften und verlogenen verbalen „Unterstützung“
der  Imperialisten  meinen,  der  Aufstand  sei  doch  eigentlich  eine
imperialistische Verschwörung gegen Syrien. Wir verteidigen zwar jederzeit
ein unterdrücktes, d.h. halbkoloniales Land gegen imperialistische Angriffe –
doch einen solchen Massenaufstand als  „imperialistische Provokation“ zu
denunzieren, stellt die Dinge auf den Kopf: Nicht die Imperialisten haben den
Aufstand ausgelöst – sie versuchen vielmehr, die stattfindende Revolution zu
vereinnahmen – mit dem Ziel, dass sie nach Al-Assads Sturz stoppt, und nicht
etwa  die  imperialistischen  Investitionen  enteignet  oder  gar  den
revolutionären  Flächenbrand  in  Arabien  neu  entfacht.

Letztendlich  bestehen  auch  politische  Widersprüche  innerhalb  der
verschiedenen Oppositionsgruppen und -strömungen.  Der Syrian National
Council ist ein Zusammenschluss vor allem im Ausland lebender Unterstützer
und handelt hauptsächlich von Istanbul aus. Er unterstützt die Einrichtung
z.B. von UN-Sicherheitszonen und fordert den Rückzug der syrischen Armee,
bietet aber keinerlei Perspektive zur Erringung der Macht durch die Massen
– und ist daher ein optimaler Bündnispartner für die Imperialisten, um die
Revolution zu kanalisieren. Andererseits gibt es das National Coordination
Committe for Democratic  Change,  das sich eindeutig gegen militärisches
Eingreifen  der  Imperialisten  ausspricht,  jedoch  sowohl  linke  als  auch
bürgerliche  bzw.  nationalistische  Kräfte  vereinigt.

Wir meinen, das Ziel der syrischen Revolution muss die Erringung der Macht
durch  die  unterdrückten  Klassen,  d.h.  Lohnabhängige,  BauerInnen,
Arbeitslose und prekäre Jugendliche sein. Die politische Perspektive dieser
Revolution sollte nicht nur der Sturz der Assad-Herrschaft sein – vielmehr
wird  nur  die  Nationalisierung der  Wirtschaft  und deren  Kontrolle  durch
Arbeiter-  und  Bauernräte,  Stadtteilkommitees  u.ä.  die  grundlegenden
Probleme, Massenarmut und imperialistische Einflussnahme beenden können
– denn die selbstherrliche Führungsclique um Al-Assad ist letztlich nicht der
Ursprung  der  Unterdrückung,  sondern  v.a.  ein  Vermittler  zwischen
verschiedenen Ausbeuterklassen: den imperialistischen auf der einen und der



schwachen,  kleinen  syrischen  Kapitalistenklasse  auf  der  anderen  Seite.
Obwohl diese keinesfalls die selben Interessen vertreten, sind sie sich einig,
dass  die  lohnabhängigen  Massen  und  andere  unterdrückte  Schichten
weiterhin  unterdrückt  und  lohnabhängig  bleiben  sollen.  Eine  wirkliche
Perspektive  zur  Befreiung  der  syrischen  ArbeiterInnen  und  Armen  kann
daher  nur  eine  klassenkämpferische,  revolutionäre  Bewegung geben,  die
nicht  bei  Teilzielen  halt  macht,  sondern  den  Arabischen  Frühling  zum
Frühling des sozialistischen Umsturzes macht.

Auf  Regierungskurs  –  Anti-
Semitismus-Debatte  in  der
Linkspartei
Wir dokumentieren hier einen Artikel der Gruppe Arbeitermacht, unserer
Partnerorganisation,  zu  den  Diskussionen  über  und  innerparteilichen
Kämpfen in der Partei  die  LINKE, um die Position zu dem rassistischen
Appartheidsstaat Israel, der in der NI (neuen Internationale), der Zeitung der
GAM, sowie in ihrer Infomail veröffentlicht wurde.

Vordergründig  bildet  eine  „wissenschaftliche  Studie“  den  Anlass  für  die
aktuelle Debatte in der Linkspartei. Samuel Salzborn und Sebastian Voigt
legen darin dar, was für sie „Antisemitismus“ in der Linkspartei ist. Dabei
ging es um die Teilnahme der Bundestagsabgeordneten Höger, Paech und
Groth an der letztjährigen Gaza-Hilfs-Flotte und um Boykottaufrufe gegen
Waren aus den besetzten Gebieten.

Diese  aktuellen  Vorwürfe  reihen  sich  in  die  konsequent  pro-zionistische
Richtung des Vorstands um Gysi, Kipping, Ramelow, Bartsch u.a. ein. Das
ideelle Fundament für diese Kampagne legte Fraktionschef Gysi bereits vor
Monaten, als er in einem Grundsatzpapier über die Staatsräson der BRD
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fabulierte  und dabei  klar  stellte,  dass  speziell  die  deutsche  Linke  Israel
immer  zu  unterstützen  hätte  und  gleichzeitig  der  Antiimperialismus  der
Vergangenheit angehören würde.

Als direkte Antwort auf die „Studie“ – wissenschaftlichen Anforderungen hält
das  Machwerk  nicht  stand  –  betreibt  der  Vorstand  nun  eine  politische
Kampagne gegen den linken Flügel.So entschieden der Vorstand am 21. Mai
und  die  Fraktion  am  22.  Mai,  welche  Aktivitäten  Mitglieder  und
Funktionsträger  einzustellen  hätten:

„Wir werden uns weder an Initiativen zum Nahost-Konflikt,  die eine Ein-
Staaten-Lösung für Palästina und Israel fordern, noch an Boykottaufrufen
gegen israelische  Produkte  noch an  der  diesjährigen Fahrt  einer  „Gaza-
Flottil le“  beteiligen.  Wir  erwarten  von  unseren  persönlichen
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern sowie den Fraktionsmitarbeiterinnen und
Fraktionsmitarbeitern, sich für diese Positionen einzusetzen.“

Diese Vorwürfe und die folgende Debatte waren ein gefundenes Fressen für
die bürgerlichen Parteien und die Medien, speziell der linke Flügel in der
Linkspartei,  die  Abgeordneten  Buchholz  und  Höger  wurden  scharf
angegriffen. Sogar eine „Aktuelle Stunde“ im Bundestag wurde genutzt, um
diesen Flügel zu denunzieren.

Gerade  die  außerparlamentarischen  Linken  müssen  jetzt  solidarisch  mit
diesem Flügel der Linkspartei sein. Wir müssen zeigen, dass wir uns nicht als
„Antisemiten“ abstempeln lassen und es auch andere politische Wahrheiten
gibt, als die Konstrukte von Gysi, von „Konkret“ oder „Jungle World“.

Antizionismus gleich Antisemitismus?

Mit  diesem Slogan  (ohne  Fragezeichen)  führen  die  „Antideutschen“  seit
nunmehr knapp 20 Jahren eine Kampagne gegen die  antiimperialistische
Linke.  Diese   politische  Strömung,  die  Antizionismus mit  Antisemitismus
gleichsetzt,  hat  inzwischen  in  der  Linkspartei  und  in  den  DGB-
Gewerkschaften an Einfluss gewonnen.  In der Linkspartei und in solid gibt



es den antideutschen Bundesarbeitskreis Shalom und diverse pro-zionistische
Gruppen,  Plattformen und Medien,  welche ein  Bündnis  mit  dem rechten
Flügel  der  Linkspartei  eingegangen  sind.  Er  verteidigt  die  bürgerlich-
nationalistische Ideologie des Zionismus und bezieht sich positiv auf Israel
und die USA, die für Demokratie und gegen den reaktionären Islamismus
kämpfen würden.

Der Zionismus ist eine europäische verspätete nationalistische Ideologie, die
von  Th.  Herzl  begründet  wurde.  Sie  sieht  die  Juden  nicht  nur  als
Religionsgemeinschaft,  sondern  als  Volk  und  Nation,  wobei  die
Klassendifferenzierung negiert  wird.  Im Unterschied  etwa zum jüdischen
BUND in Russland, der den Kampf der Juden gegen Unterdrückung als Teil
des  Befreiungskampfes  des  Proletariats  ansah,  war  der  Partner  des
Zionismus zur Durchsetzung seiner Ziele der Imperialismus. Dieser sollte die
„Befreiung“ der Juden bewerkstelligen, indem er ihnen einen eigenen Staat
„gab“. Der Kampf für den Sozialismus wurde ersetzt durch die Flucht in
einen eigenen – bürgerlichen – Staat: Israel. Dieser war aber nur erreichbar,
indem Millionen Nichtjuden, die in dieser Region lebten, vertrieben, getötet
und unterdrückt wurden und werden.

Für die internationalistische Linke war stets entscheidend, den Widerspruch
zwischen den Klassen hervorzuheben, zwischen Kapital und Proletariat. Die
nationale  Spaltung  lag  immer  im  Interesse  des  Kapitals,  den
internationalistischen antiimperialistischen Kampf dagegen zu organisieren
war immer das Interesse einer revolutionären Klassenpolitik. Daraus ergibt
sich, dass InternationalistInnen gegen jede Form nationaler Unterdrückung
kämpfen und den Befreiungskampf der Unterdrückten – also in diesem Fall
der PalästinenserInnen – unterstützen.

Die Antideutschen bekämpfen dies. Zum einen lehnen sie die Klassenanalyse
ab. Der deutsche Staat wird allein über die Taten des deutschen Faschismus
definiert,  seine Klassen seien nicht existent oder jedenfalls nicht wirklich
relevant. Allein die „Volksgemeinschaft“ der Nazis sei bis heute bestimmend,
deswegen könnte es keine progressive Rolle der deutschen Arbeiterklasse
geben, da diese „strukturell“ antisemitisch sei und bleiben müsse.



Israe l  wird  a ls  Staat  def in ier t ,  in  dem  anscheinend  ke ine
Klassenwidersprüche  wirken  oder  jedenfalls  vernachlässigbar  sind.  Israel
wird  allein  als  Folge  der  Shoa  definiert,  weswegen  alle  Linken  diesen
kapitalistischen Staat verteidigen müssten. In dieser Ideologie gibt es daher
auch  einen  „progressiven“  Imperialismus:  die  USA.  Diese  hätte  den
deutschen Faschismus  besiegt  und ist  heute  Israels  Schutzmacht.  Daher
treten die Antideutschen auch für jeden Krieg des US-Imperialismus ein und
rechtfertigen  sämtliche  Unterdrückungsmaßnahmen  des  israelischen
Staates.

So wird der reaktionäre,  rassistische Charakter des israelischen Staates
negiert.   Seine  wirkliche  Funktion  und  eigentliche  Existenzgrundlage  –
Brückenkopf  des  US-Imperialismus  und  seiner  Verbündeten  –  im  Nahen
Osten  zur  Beherrschung  des  arabischen  Raums  wird  hinter  einer
Ansammlung  von  Geschichtsmythen  verschleiert.

Mit  der  Ablehnung  von  Klassenbegriff,  von  Antiimperialismus  und
Internationalismus  finden  die  Antideutschen  auch  leicht  Freunde  in  den
reformistischen Apparaten. Es ist daher nicht verwunderlich, dass sich die
“Regierungsozialisten” aus Berlin,  Brandenburg,  die  Gysi  und Co.  in  der
Linkspartei  jetzt  dieser  ideologischen  Waffen  bedienten,  um zum Schlag
gegen die InternationalistInnen in der Partei auszuholen. Jetzt sollen sich
„Linke“ nicht mehr für die Ein-Staaten-Lösung einsetzen dürfen, nein, sie
müssen die aggressive Besatzungspolitik des Zionismus unterstützen, d.h. es
muss  einen  ethnisch  definierten  zionistischen  Staat  geben  und  ein
abgezäuntes  Reservat  für  die  PalästinenserInnen.

„Linke“  dürfen  noch  nicht  einmal  an  der  „Gaza-Flotte“,  die  humanitäre
Hilfsgüter transportiert und die menschenverachtende Hungerblockade des
Gaza-Streifen  in  Frage  stellt,   teilnehmen.  Im  letzten  Jahr  hatten  diese
AktivistInnen  9  Tote  zu  beklagen,  als  das  israelische  Militär  die  Schiffe
stürmte.

Die Parlamentsfraktion begründet ihren Beschluss damit,  dass auch offen
antisemitische Gruppen an dem Gaza-Bündnis teilnehmen würden. Natürlich
gibt  es  in  der  arabischen  Welt  auch  Antisemitismus.  Es  ist  aber  ein



politischer Skandal, dass von Seiten der pro-zionistischen Linken praktisch
jede  Solidaritäts-aktion  mit  dem  unterdrückten  palästinensischen  Volk
verleumdet wird, indem ihr in die Schuhe geschoben wird, sie würde sich mit
Anti-Semiten  und  sonstigen  Reaktionären  gemein  machen.  Die
Parlamentsfraktion macht sich diese Denunziantenmache zu eigen.

Was ist am Boykott falsch?

Als  letztes  Totschlag-Argument  gilt  die  Frage  des  Boykotts  israelischer
Waren aus den Besatzungsgebieten, wie ihn die israelische Linke seit Jahren
betreibt. Wenn hier auf die deutsche Geschichte und den Boykott der Nazis
gegen jüdische Geschäfte verwiesen wird, so ist das einfach Demagogie. Als
Linke sind wir nicht solidarisch mit reaktionären Besatzungsregimen, wir
sind nicht solidarisch mit Überausbeutung und quasi Zwangsarbeit, wie sie
die Palästinenser in den besetzten Gebieten für das israelische Kapital leisten
müssen.

Natürlich ist ein Boykott nur ein Mittel, um dies zu bekämpfen. Entscheidend
sind dafür  Massenaufstände wie  die  Intifadah,  Aktionen und Streiks  der
palästinensischen Arbeiterklasse wie gemeinsame Kämpfe israelischen und
palästinensischen anti-zionistischen AktivistInnen und Lohnabhängigen.

Vorstand  und  Fraktion  der  Linkspartei  geht  es  aber  längst  nicht  um
internationale Solidarität. Sie wollen vielmehr die Partei endgültig für eine
Regierungsbeteiligung auf Bundesebene empfehlen, indem sie sich zentrale
Prämissen der deutschen imperialistischen Außenpolitik zu eigen machen.
Dazu gehören Militäreinsätze der UNO, vielleicht auch der NATO, wenn die
UNO dabei ist – und die bedingungslose Unterstützung Israels.

Dies ist ein Einfallstor, die letzten verbliebenen Positionen und “Vorbehalte”
der LINKEN gegen offen pro-imperialistische Politik zu schleifen. Daher ist
die Solidarität mit den InternationalistInnen in derFraktion Pflicht.

Einfach  skandalös  aber  ist  dabei  wieder  einmal  das  Verhalten  der
„KommunistInnen“ um Sarah Wagenknecht, die den realen Konflikt – wie
schon früher jede ernsthafte Differenz in der Linkspartei – zugunsten von
„Neutralitätsbeschlüssen“ und des lieben Friedens Willen umgehen will. Ob



diesen GenossInnen das „kommunistische“ Gewissen fehlt, sei dahin gestellt;
dass ihnen der Arsch in der Hose fehlt, ist jedenfalls sicher.

Solidarität mit den Antiimperialisten
in der LINKEN bedeutet aber zugleich auch Kritik an deren Verhalten. So
war es sicher taktisch mindestens ungeschickt, vor der Abstimmung über
Gysis Antrag den Saal zu verlassen, anstatt dagegen zu stimmen, was u.U.
den Beschluss sogar verhindert hätte.

Das Argument, dass solcherart die bürgerlichen Medien und Parteien Futter
für  eine  weitere  Skandalisierung  der  Linkspartei  erhalten  hätten,  ist
kurzsichtig.  Der  rechte  Flügel  und große Teile  des  Zentrums der  Partei
wollen mit ihrer öffentlichen Denunziation der Linken das Kräftverhältnis
weiter  nach  rechts  verschieben.  Daher  ist  jedes  politische  Versteckspiel
aussichtslos und unsinnig.

Gegen  Reformismus  und
Pazifismus! – Für revolutionären
Internationalismus!

REVOLUTION und Antiimperialismus
März 2009

Für uns, als kommunistische Jugendorganisation ist der Antiimperialismus
ein wesentliches Merkmal jeder „linken“ Gruppe oder Partei. Im folgenden
wollen  wir  erklären  was  für  uns  die  „Antiimperialistische  Einheitsfront“
bedeutet und wie sich für uns revolutionärer Widerstand gegen den globalen
Krieg definiert.

https://onesolutionrevolution.de/gegen-reformismus-und-pazifismus-fur-revolutionaren-internationalismus/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-reformismus-und-pazifismus-fur-revolutionaren-internationalismus/
https://onesolutionrevolution.de/gegen-reformismus-und-pazifismus-fur-revolutionaren-internationalismus/


Als  Imperialismus  bezeichnen  wir  die  aktuelle  Epoche  der  bürgerlich-
kapitalistischen Gesellschaftsordnung. Diese Epoche zeichnet sich durch eine
verschärfte Konkurrenz innerhalb der kapitalistischen Staaten und Blöcke
aus – Konkurrenz um den Zugang zu Rohstoffen, zu Märkten und zu billigen
Arbeitskräften. In der imperialistischen Epoche treten globale Großkonzerne
der stärksten kapitalistischen Staaten weltweit zueinander in Konkurrenz,
ebenso  tun  dies  auch die  bürgerlichen Staaten  –  in  Konkurrenz  um die
politische  Herrschaft  über  Märkte,  Halbkolonien  und  Kontinente.  Der
Imperialismus  ist  gekennzeichnet  vom  ökonomischen  Niedergang  der
kapitalistischen Produktionsweise,  welche die imperialistischen Staaten in
immer schärfere Konflikte und Krisen treibt – diese führten bislang zu zwei
Weltkriegen während der imperialistischen Epoche.

Internationalismus vs. Imperialismus
Was meinen wir, wenn wir von Internationalismus schreiben und sprechen?
Der  Internationalismus ist  die  fortschrittliche  revolutionäre  Antwort  aller
ausgebeuteten Klassen weltweit auf das imperialistische System von Krieg,
Ausbeutung und Unterdrückung. Als InternationalistInnen vollzieht sich für
uns keine Grenze zwischen uns und den Jugendlichen in Polen, der Türkei,
Palästinas oder sonstwo – als InternationalistInnen stehen wir gemeinsam
gegen  Krieg,  Hunger  und  Unterdrückung  mit  allen  unterdrückten  und
ausgebeuteten  Völkern  weltweit.  Lange  Zeit  prägte  dieses  Ideal  die
internationale  Arbeiterbewegung,  bis  zum  Ausbruch  des  1.Weltkriegs.
Damals  stellte  sich die  deutsche SPD offen auf  die  Seite  des  deutschen
Kapitals  und Kaisers  und der  revolutionäre Internationalismus erlitt  eine
schwere Niederlage.

Vom dem deutschen Internationalist und Revolutionär Karl Liebknecht ist der
Ausspruch „Der Hauptfeind steht im eigenen Land“ bis heute prägend für
das Verständnis des revolutionären Internationalismus. Für Liebknecht stand
außer Frage das die Arbeiterklasse und die Jugend im Falle des Krieges
entschlossen gegen die eigene Bourgeoisie vorgehen muss – wie tut sie das?
Von zahlreichen Antikriegsdemos ist vielleicht auch der Slogan „Stell dir vor
es ist  Krieg und keiner geht  hin“bekannt,  in  der Tat  ist  ein Krieg ohne



Soldaten und ohne ArbeiterInnen in der Industrie oder öffentlichen Dienst
schwer  vorstellbar.  Wenn  wir  heute  den  Kampf  gegen  Krieg  und
Imperialismus  führen  wollen,  dann  müssen  wir  den  Kampf  gegen  die
kapitalistische  Gesellschaftsordnung  aufnehmen,  müssen  dem  Krieg  die
ökonomische  und  politische  Grundlage  entziehen.

Leider ist  der Internationalismus heute nicht prägend für die sog.  „Anti-
Kriegsbewegung“  –  anstelle  eines  kämpferischen  antikapitalistischen
Programms, verliert sich ein Großteil der „Friedensbewegung“ in abstrakten
Friedenswünschen, in die Hoffnung einer „friedlichen Konfliktlösung“ usw.
Besonders dieser reformistische Teil der Anti Kriegs AktivistInnen, welcher
sich  aus  Linkspartei,  Gewerkschaften,  DKP,  SDAJ  u.a.  speist,  ist  ein
objektives Hindernis für eine internationalistische Bewegung, die sich offen
gegen  Krieg  und  Kapital  stellt  und  den  gemeinsamen  Kampf  aller
Unterdrückten  weltweit  zum  Programm  hat.  Als  InternationalistInnen
müssen wir aktiv für die Niederlage des imperialistischen Kriegs eintreten,
müssen solidarisch mit den angegriffenen Völkern sein und ihren Widerstand
gegen die imperialistischen Besatzer unterstützen.

Von rassistischen sog. „Anti-deutschen“ Gruppierungen wie dem BAK Shalom
in der Linksjugend solid werden AntiimperialistInnen oft  mit  Antisemiten
gleichgesetzt  –  jegliche  Solidarität  z.B.  mit  dem  palästinensischem,
irakischen oder afghanischen Volk wird mit Antisemitismus gleichgesetzt. In
einem  anderen  Artikel  werden  wir  uns  diesen  offen  rassistischen
kleinbürgerlichen Gruppierungen näher widmen – hier ist  es wichtig den
Charakter  der  „Antiimperialistischen  Einheitsfront“  für  revolutionäre
InternationalistInnen zu klären. Wir sind solidarisch mit jedem Widerstand
gegen den Imperialismus – dieser stellt heute das reaktionärste Hindernis
der Menschheit dar, jeder Widerstand gegen Krieg und Besatzung muss von
uns aktiv unterstützt  und begleitet  werden.  Allerdings teilen wir deshalb
nicht jede Meinung von anderen Teilen des Widerstands, wir teilen nicht das
politische Programm der Hamas, der Hizbollah oder der Taliban. So wie wir
hier  auf  einer  Antinazidemo  bspw.  gemeinsam  mit  Gewerkschaften  und
Linkspartei, SPD und Grünen gegen die Faschisten auf die Straße gehen, so
sagen wir auch klar das deren Konzept des Antifaschismus ungenügend ist



und wir sie als Reformisten bezeichnen. Ebenso müssen es revolutionäre
InternationalistInnen in der Antiimp. Einheitsfront machen, geschlossen nach
außen gegen den imperialistischer Besatzer und Angreifer und nach innen
vollster  politischer  Kampf  gegen  bürgerliche,  nationale  und  reaktionäre
Organisationen und deren Programm.

Konkret am Beispiel des Gaza Kriegs : Natürlich haben wir das Recht der
Palästinenser  auf  Selbstverteidigung  gegen  die  Militärschläge  Israels
verteidigt, haben dazu aufgerufen die Bevölkerung zu unterstützen – aber
genauso klar haben wir die Hamas politisch kritisiert, haben festgestellt, das
das  nationalistische  religiöse  Programm  kein  Schritt  zur  Befreiung  des
palästinensischen Volkes darstellt. Ebenso war uns klar das die Hamas jede
Möglichkeit nutzen wird, sich wieder als international anerkannter (d.h. vom
Imperialismus anerkannter) Verhandlungspartner anzubieten, so wie derzeit
auch geschieht bei den Verhandlungen in Ägypten zwischen Hamas und der
Fatah unter „Autonomiepräsident“ Abbas.

Diese Kräfte bezeichnen sich so lange als „antiimperialistisch“ bis sie vom
Imperialismus als politische Führung anerkannt werden, dann vollstrecken
sie ebenso die  Herrschaft  des globalen Imperialismus,  deswegen sind es
bürgerlich-nationalistische  Kräfte  und deswegen müssen wir  sie  politisch
bekämpfen,  müssen  versuchen  eine  internationalistische  sozialistische
Opposition  in  der  moslemischen  Welt  aufzubauen.  Internationalismus
bedeutet nicht „pace“, sondern der gemeinsame entschlossene Kampf aller
unterdrückten Klassen weltweit gegen den Imperialismus, Internationalismus
bedeutet „Krieg dem Krieg“.

Kommt  mit  uns  nach  Straßbourg  und  Baden-Baden  zu  den
antiimperialistischen Protesten gegen die NATO
beteiligt euch am REVOLUTION Block bei der Großdemo am 4.4 in
Straßbourg!
Gegen  NATO  und  gegen  Kr ieg!  –  Für  revolut ionären
Internationalismus!
Für eine kämpferische antimperialistische Anti Kriegsbewegung!
Solidarität mit allen besetzten Völkern und ihrem Widerstand!
Gegen  die  Spaltung  des  internationalen  Widerstands  und  „linke“



Rassisten bei den Protesten!

One Solution – REVOLUTION!


